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ADRESSE:

GEMEINDETAG IN KITZBÜHEL

Ehrungen waren einer der Höhepunkte beim 58. Österreichischen Gemeindetag in Kitzbühel! 

Ausgezeichnet wurden der frühere Kärntner Präsident Hans Ferlitsch (links), sein langjähri-

ger Stellvertreter Vinzenz Rauscher (rechts) und der scheidende Generalsekretär Dr. Robert 

Hink (Zweiter von links). Neben Gemeindebundpräsident Helmut Mödlhammer (Zweiter von 

rechts) gratulierte auch Bundespräsident Heinz Fischer. Seiten 4/5
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Die Meinung des Präsidenten
Unlängst war ich zu Gast 

beim Südtiroler Gemein-
detag und konnte feststel-
len, dass die Herausforde-
rungen für die Südtiroler 
Gemeinden mit den unsri-
gen jedenfalls vergleichbar, 
wenn auch in manchem 
Detail unterschiedlich 
sind. Da wie dort wird über 
die Strukturen der Kinder-
betreuung, über die lang-
fristige Absicherung der 
Pflege, über Raumordnung 
und vor allem über die Fi-
nanztransfers zwischen 
den Gemeinden und dem 
Land diskutiert. Es klang 
also alles recht vertraut.

In einer bemerkenswer-
ten Rede hat mir Landes-
hauptmann Luis Durn-
walder besonders in einem 
Punkt aus der Seele gespro-
chen. Er hat gemeint, dass 
der Nulltarif für öffentliche 
Leistungen auf Dauer auch 

in Südtirol nicht aufrecht 
zu erhalten sein wird. Man 
wird beispielsweise bei der 
Kinderbetreuung Beiträ-
ge der Eltern und bei der 
Pflege Beiträge der Kin-
der einheben müssen. Ich 
bin der Meinung, dass die 
Parole „alles gratis“, ohne 
die Einkommenssituation 
der Betroffenen anzusehen, 
kein Ausdruck von Reich-
tum, sondern des Popu-
lismus ist. Unsozial ist es 
obendrein.

Unbestritten hat die öf-
fentliche Hand die Struk-
turen zur Verfügung zu 
stellen, aber deswegen 
muss und darf nicht jede 
Leistung zum Nulltarif an-
geboten werden. Das hält 
die robusteste Volkswirt-
schaft auf Dauer nicht aus.

Mit Vertretern der Ärz-
tekammer hat es eine neu-
erliche Verhandlungsrunde 

Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, geschätzte Leser
zur Abgeltung der spren-
gelärztlichen Tätigkeit ge-
geben. Wir sind noch zu 
keiner Einigung gekom-
men. Der Knackpunkt ist 
das von der Ärztekammer 
geforderte Bereitschafts-
honorar. Nachdem die Tä-
tigkeit des Sprengelarztes 
auf die Totenbeschau, auf 
die Einweisung nach dem 
Unterbr ingungsgesetz 
(eine Aufgabe des Bun-
des), das Tätigwerden nach 
dem Epidemiegesetz (ist 
auch nicht eine tägliche 
Herausforderung) und die 
Sachverständigentätigkeit 
bei Suchtgift und Alkohol 
nach dem Kraftfahrzeug-
gesetz reduziert wurde, ver-
treten wir die Auffassung, 
dass ein angemessenes Ho-
norar für das konkrete Ein-
schreiten bezahlt werden 
soll. Dieses Einschreiten ist 
nämlich unregelmäßig und 
oft tage-, ja gar wochen- 
und monatelang nicht not-
wendig.

Solche Regelungen des 

Nulltarife sind 
nicht haltbar

„Die Herausforderungen 
für die Südtiroler Gemeinden 
sind mit den unsrigen ver-
gleichbar.“

„Der Nulltarif für öffentli-
che Leistungen ist auf Dauer 
nicht aufrecht zu erhalten. 
Man wird beispielsweise bei 
der Kinderbetreuung Beiträ-
ge der Eltern und bei der Pfle-
ge Beiträge der Kinder einhe-
ben müssen.“
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anlassbezogenen Honorars 
gibt es in anderen öster-
reichischen Bundeslän-
dern. In Kärnten werden 
die Totenbeschauen von 
den Amtsärzten durchge-
führt, es funktioniert pro-
blemlos. Vier Deutsche 
Bundesländer haben bei-
spielsweise diese Form der 
Totenbeschau überhaupt 
abgeschafft und nichts 
ist passiert. Es spricht 
auch bei uns nichts da-
gegen, Rechtsgrundlagen 
zu schaffen, dass etwa die 
Totenbeschau von jedem 
Allgemeinmediziner vor-
genommen werden kann. 
Dazu zählen auch die Not-
ärzte, welche ja vor Ort oft 
den Tod feststellen, aber 
– aus welchen Gründen 
immer – keine Totenbe-
schau durchführen dürfen. 
Ein Bereitschaftshonorar 
für Totenbeschauen durch 
Sprengelärzte wäre ent-
behrlich, wenn jeder All-
gemeinmediziner herange-
zogen werden kann. Dass 
diesem sein Einschreiten 
entsprechend abgegolten 
wird, steht außer Streit. Ich 
weiß mich hier mit vielen 
Kolleginnen und Kollegen 
in Übereinstimmung, und 
ich werde das bei den mit 
dem Land notwendigen 
und anstehenden Gesprä-
chen auch entsprechend 
artikulieren.

Das Land Tirol hat in 
enger Absprache mit dem 
Gemeindeverband vor 
einem halben Jahr eine 
Arbeitsgruppe zur Wei-
terentwicklung der Pflege 
installiert. Die Kernfragen 
sind: Wie soll es vor dem 
Hintergrund der demogra-

Finanzierbares
Pflegesystem
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phischen Entwicklung, die 
übrigens gnadenlos so ein-
treten wird, wie prognosti-
ziert, gelingen, das System 
langfristig finanzierbar zu 
gestalten? Wie kann das 
Zusammenspiel von stati-
onärer und mobiler Pfle-
ge optimiert werden? Der 
Tiroler Gemeindeverband 
ist in dieser Arbeitsgruppe 
durch die Bürgermeister 
Mag. Hannes Tratter und 
Günther Fankhauser ver-
treten. Sie berichten mir 
natürlich laufend, und wir 
haben den Eindruck, dass 
die Sitzungsanzahl, die 
Sitzungsdauer und die Flut 
an Unterlagen ein Voran-
kommen hemmen. Hier 
muss es gelingen, die Sit-
zungsökonomie und Sit-
zungseffizienz zu steigern.

Zum heiß diksutierten 
Agrarthema will ich an 
dieser Stelle nichts sagen. 
Natürlich beobachten wir 
die Umsetzung der ein-
schlägigen Landesgesetze 
(TFLG, TGO) und der 
höchstgerichtlichen Er-
kenntnisse durch die Be-
hörde und den Landesag-
rarsenat genau, und es wird 

„In Sachen Pflege müssen 
Sitzungseffizienz und Sit-
zungsökonomie gesteigert 
werden.“
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...mein Traum

Tagen auf 1000 Metern Seehöhe
Das FERIENSCHLÖSSL am Haimingerberg –

Der ideale Seminarort!

Hotel Ferienschlössl
Familie Prantl-Plieschnig
Haimingerberg 42A
6425 Haiming
Tel. +43 (0) 5266/87178
Fax: +43 (0) 5266-87178-7
www.ferienschloessl.at
hotel@ferienschloessl.at

Modernste technische Geräte, ein optimales Raumangebot und ein 
speziell zugeschnittenes Rahmenprogramm machen das Ferienschlössl 
zum gefragten Tagungshotel. Hier können sie studieren und genießen!

demnächst einen ausführ-
lichen „Lagebericht“ mei-
nerseits geben.

Herzlichst,
Ernst Schöpf
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„Wir haben vieles er-
reich. Doch die Pflege wird 
auch in Zukunft ein dicker 
Brocken in den kommuna-
len Budgets bleiben. Dazu 
bekennen wir uns. Trotz 
des Pflegefondsgesetzes, 
dass enorme Kostenstei-
gerungen abfedert, können 
wir uns aber nicht gemüt-
lich zurücklehnen. Wir 
benötigen eine langfristige 
Lösung ab 2014“, stellte 
Gemeindebundpräsident 
Bgm. Helmut Mödlham-
mer fest.

Das Bekennen zur Kon-
solidierung der Budgets 
stelle den Gemeinden Ös-

terreichs ein gutes Zeugnis 
aus. „Wünschen würde ich 
mir eben dies aber auch 
von anderen Gebietskör-
perschaften.“

Für Mödlhammer steht 
außer Frage: „Österreichs 
Gemeinden sind Spar-
meister, Reformmotoren 
und die besten Manager in 
Krisensituationen. Und oft 
leider auch die Lastesel der 
Nation. Zu 99,99 Prozent 
wird in unserer Kommu-
nen hervorragend gearbei-
tet. Und dafür gebührt den 
handelnden Personen gro-
ße Anerkennung.“

Eine klare Absage erteil-
te der Präsident all jenen 
Kritikern, die im Zusam-
menhang mit den Gemein-
den einen aufgeblähten 

Verwaltungsapperat sehen. 
„Österreichweit haben die 
Gemeinden 75.000 Mit-
arbeiter. 80 Prozent davon 
sind im Dienstleistungs-
bereich tätig. Und nur 20 
Prozent, also 15.000, in der 
Verwaltung. Deshalb gibt‘s 
von uns auch ein klares 
Nein zu Gemeindezusam-
menlegungen. Denn grö-
ßer heißt ganz gewiss nicht 
billiger.“

Als einen wichtigen 
Punkte für die nahe Zu-
kunft erachtet Mödlham-
mer die dringend notwen-
dige soziale Absicherung 
für Bürgermeister. „Wenn 
es da keine Lösung gibt, 
stehen wir bald vor einem 
demokratiepolitischem 
Supergau, da sich keine 
Personen für diese Ämter 
mehr finden.“

Österreichs Gemeinden stöhnen 
unter der Belastungsspirale

Mehr als 2000 Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
aus Österreich hatte der 58. Österreichische Gemeinde-
tag nach Kitzbühel gelockt. Einigkeit herrschte bei der 
größten kommunalpolitischen Veranstaltung des Lan-
des darüber, dass die Herausforderungen in der Zukunft 
nicht weniger werden. Im Gegenteil! 

Budgets werden 
konsolidiert

Soziale Sicherheit 
für Bürgermeister

Gemeindebundpräsident Bgm. Helmut Mödlhammer fand beim 58. Österreichi-
schen Gemeindetag in Kitzbühel deutliche Worte.

„Österreichs Gemeinden 
sind Sparmeister, Reformmo-
toren und die besten Manager 
in Krisensituationen. Und oft 
leider auch die Lastesel der 
Nation.“
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„Finden wir keine Lösung 
für die soziale Absicherung 
der Bürgermeister, stehen wir 
bald vor einem demokratiepo-
litischem Supergau.“
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Von Gemeinde-
bundpräsident Hel-
mut Mödlhammer 
als Bürgermeister 
h.c. Österreichs an-
gekündigt, zeigte 
Bundesp r ä s iden t 
Heinz Fischer in 
Kitzbühel großes 
Verständnis für die 
Sorgen der Gemein-
den. „Das die Men-
schen älter werden, 
ist positiv zu sehen. 
Vor allem, dass dies 
für die meisten Men-
schen in einem rela-
tiv guten und mobi-
len Zustand möglich 
ist. Wir müssen uns 
aber alle gemeinsam 
anstrengen, um die 
daraus resultieren-
den zusätzlichen fi-
nanziellen Belastun-
gen abzufedern.“

Fischer warte-
te auch mit Zahlen 
auf. In den vergan-
genen 40 Jahren ist 
das Durchschnitts-
alter um zehn Jah-
re gestiegen. In den 
nächsten 40 Jahren 
wird sich die Zahl 
der über 60-Jährigen 
verdoppeln, jener der 
über 80-Jährigen 
verdreifachen.

Gemeinsam
anstrengen!

Bundespräsident 
Heinz Fischer

Ex-Präsident aus Kärnten mit amtierendem Präsiden-
ten aus Tirol: Hans Ferlitsch (links) und Ernst Schöpf.

Im Gespräch: Landeshauptmann Günther Platter 
(links) und Bundespräsident Heinz Fischer.

Im Geiste der Gemeinsamkeit Kompromisse finden 
will Bundeskanzler Werner Faymann.
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„Bund, Länder und Ge-
meinden dürfen sich nicht 
auseinander dividieren las-
sen. Ich bin für einen Stil der 
Gemeinsamkeit.“

Bundeskanzler
Werner Faxmann

„Geht es den Gemeinden 
gut, geht es dem ganzen Land 
gut. Wir müssen aber darauf 
achten, dass die Regionen ge-
genüber den Städten nicht be-
nachteiligt werden.“

Landeshauptmann
Günther Platter

„Es ist unser aller Aufgabe, 
einem primitiven Nationalis-
mus entgegen zu treten.“

Bundespräsident
Heinz Fischer
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Der Zweitgrößte Budget-
bereich der EU setzt seinen 
Fokus darauf, Regionen zu 
mehr Wachstum und Beschäf-
tigung zu führen.

Das Programm INTER-
REG-Bayern – Österreich 
2007-2013 ist speziell für die-
se Region konzipiert.

Die EU-Regionalpolitik 
ist mit einer Dotierung von 
rund 350 Mrd. € für die 
Förderperiode 2007-2013 
eine der wichtigsten EU-
Politikschwerpunkte. Der 
zweitgrößte Budgetbereich 
der EU setzt seinen Fokus 
darauf, Regionen zu mehr 
Wachstum und Beschäfti-
gung zu führen, den wirt-
schaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt zu stärken 
und gleichzeitig Inhalte 
und Erfahrungen zu ver-
schiedenen Themen auszu-
tauschen. 

Darunter fällt auch die 
Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG, die Koope-
rationen zwischen Partnern 
in benachbarten Grenzge-
bieten als auch in verschie-
denster Regionen der EU 
ermöglicht. Aus österrei-
chischer Sicht wurden über 
diese Initiative alleine von 
1995 bis Ende 2007 mehr 
als 1.000 grenzüberschrei-
tende, transnationale und 
interregionale Projekte mit 
anderen Staaten gefördert.

Das Programm INTER-
REG Bayern – Österreich 
2007-2013 ist speziell für 
diese Region konzipiert 
und hat sich folgenden 
grundsätzlichen Zielen 
verpflichtet:

•Grenzbezogene Barrie-
rewirkungen (z.B. institu-
tionelle, infrastrukturelle, 
ökonomische, gesetzliche) 
vermindern 

•Die grenzüberschrei-

tender Zusammenarbeit 
intensivieren

•Die Lebensqualität er-
höhen und den Grenzraum 
als Wohn-, Arbeits- und 
Erholungsumgebung at-
traktiver gestalten

•Einen grenzüberschrei-
tenden Wirtschaftsraum 
entwickeln, der die Er-
werbsmöglichkeiten in 
allen Teilräumen und für 
alle Bevölkerungsgruppen 
sichert

Zur Umsetzung dieser 
Punkte stehen in der Peri-
ode 2007 – 2013 insgesamt 
über € 72 Mio. zur Verfü-
gung. Unterstützt werden 
Aktivitäten in thematisch 
breit gestreuten Bereichen, 
die eine signifikant posi-
tive Auswirkung auf die 
grenzübergreifende regio-
nale Entwicklung erwarten 
lassen.

„Denke global, hand-
le lokal“ lautet der Leit-
spruch der Euregio Inntal 
– Chiemsee – Kaisergebir-
ge – Mangfalltal. Diese als 
Verein organisierte Platt-
form nutzt die INTER-
REG-Initiative und hilft 
bei der Anbahnung von 
Projekten zu Gunsten der 
Region zwischen Traun-
stein, Rosenheim, Kitzbü-
hel, Kufstein und der dort 
ansässigen Bürger. 

Die Euregio wurde 
im Jahr 1998 gegründet 
und hat aktuell 85 Mit-
glieder (in erster Linie 

Gemeinden, öffentliche 
Verwaltungen, Interessens-
vertretungen, Vereine und 
Bildungseinrichtungen aus 
Bayern und Tirol). Eine 
eigene Geschäftsstelle mit 
Sitz an der Fachhochschule 
Kufstein agiert als Organi-
sator und Beratungsorgan 
für die vielfältigen Tätig-
keiten. Im Mittelpunkt 
stehen dabei 

•die Grenzraumentwick-
lung – z.B. durch spezifi-
sche Veranstaltungen, Ide-
enfindung oder Anstoß für 
passende Initiativen

•die Projektunterstüt-
zung und –beratung für 
INTERREG-Großpro-
jekte 

•sowie die eigenständige, 
koordinierte Vergabe von 
EU-Mitteln im Rahmen 
des Euregio-Kleinprojek-
tefonds

In den vergangenen Mo-
naten wurden in der Eu-
regio Inntal Großprojekte 
aus den Bereichen Touris-
mus, Wirtschaft, Soziales 
und Netzwerke mit Ge-
samtkosten von rund € 2,1 
Mio. genehmigt. Dazu ka-
men Kleinprojekte („peo-
ple to people – Ebene“) 
mit rund € 100.000,-- Ge-
samtkosten. 

Zahlreiche Gemein-
den sind als Partner dabei 
und fungieren als wichtige 
Motoren für eine attrakti-
ve Gestaltung des Grenz-
raums. Sie können von 
den Projektergebnissen 

EU-Förderprogramm bietet 
Chancen für die Gemeinden

Entwicklung mit 
klaren Prioritäten

Einigung auf
regionaler Ebene

Großprojekte um 
2,1 Mio. Euro
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www.we-tirol.at

Ihr Partner bei 
Hausverwaltung und 
Gebäudemanagement

Als gemeinnütziger Wohnbauträger schafft 
die WE für die Tiroler Bevölkerung leistbaren 
Wohnraum. Mit der Kompetenz bei 
Hausverwaltung und Gebäudemanagement 
sorgen wir dafür, dass Ihr Eigenheim auch 
weiterhin so gut erhalten bleibt wie es ist. 

Unsere Leistungen im Überblick:
• Heizkostenabrechnung
• Abwicklung von Großinstandsetzungen
• Abwicklung von Versicherungsschäden
• Umfassende Auskunft und Beratung
• Umfangreiche Betreuung der Wohnanlagen
• Aufnahme und Veranlassung von Reparaturen
• Schadensabwicklung
• Interessensvertretung

Jetzt informieren – wir beraten Sie gerne:
Tel. 0512 53 93-0, hausverwaltung@we-tirol.at

11-2204 WE Ins Hausverwaltung Tiroler Gemeindezeitung KW24 210x143 4c.indd   1 24.05.11   12:26

und den verbundenen Zu-
schüssen aus EU-Förder-
töpfen von bis zu 60 % der 
Gesamtkosten nachhaltig 
profitieren. 

Zukünftig wird es im-
mer wichtiger werden, die 
gemeinsamen, regions-
übergreifenden Potenziale 
herauszuarbeiten und Res-
sourcen zu bündeln. Funk-

tionierende Netzwerke 
schaffen für die Beteiligten 
einen konkreten Nutzen.

Die Euregio Inntal lädt 
zur Zusammenarbeit ein, 
sieht sich als wichtiges 
Verbindungselement die-
ser Entwicklung und un-
terstützt so den Gedanken 
eines zusammenwachsen-
den Europas.

Konkrete Informationen zur Antragstellung, 
Projektanforderungen und INTERREG-Förder-
kriterien finden Sie unter folgenden Links. Gerne 
steht Ihnen auch die Euregio-Geschäftsstelle für 
Auskünfte zur Verfügung:

Euregio Inntal - Chiemsee - Kaisergebirge - 
Mangfalltal

GF Mag. (FH) Walter Weiskopf
Andreas Hofer Straße 7, A-6330 Kufstein

Tel.: +43/(0)5372/71819-193
Email: office@euregio-inntal.com  

Web: http://www.euregio-inntal.com  

Gegen die Mit-
finanzierung von 
Kosten bei der Er-
richtung von Bahn-
übergängen wehren 
sich Tirols Gemein-
den. In Thal/Assling 
in Osttirol entstehen 
dadurch etwa Kosten 
in Höhe von 250.000 
Euro. Hintergrund 
des Streits ist ein 
Gesetzesentwurf von 
Verkehrsministerin 
Doris Bures von der 
SPÖ, demnach die 
Gesamtsumme von 
einer Viertelmilli-
arde Euro in 2.200 
Bahnübergänge in-
vestiert werden soll.

Gemeinden 
wehren sich
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DIE ÖWD-GRUPPE
Vernetzte Leistung von Spezialisten
Sicherheitsdienst | Sicherheitstechnik | Gebäudereinigung 
Zutritt & Zeiterfassung

www.owd-gruppe.at

Foto: © tom – Fotolia.com

OEWD_GR11_Inserat_Tirol_92x130_RZ.indd   1 23.05.11   09:41

Mag. Michael
Unterweger
ÖWD-Landesleiter Tirol

ÖWD-Gruppe Tirol
ÖWD–ARS–PGR–TMS
Rennweg 7
6020 Innsbruck
Tel. 0512-583363-0
Fax-DW: 16
www.owd-gruppe.at

ÖWD schnürt Parkraumpakete
Speziell für Kommunen: 

Der ÖWD deckt mit dem 
Produkt „Full digital Ser-
vice“, in Kooperation mit 
A1 Telekom, alles rund 
um die Parkraumbewirt-
schaftung  für Kommunen 
qualitätssicher ab: Mehr 
Service für die Bürger –  
modern und einfach mit 
Handy Parken – deutlich 
geringere Kosten durch 
weniger oder keine Park-
automaten.

Der Österreichische 
Wachdienst stellt den 
Gemeinden intelligente 
Lösungen zur Parkraum-
bewirtschaftung zur Ver-
fügung und kümmert sich 
um die gesamte Logistik. 
In Kooperation mit Han-

dyparken von A1 Telekom 
können Bürger via SMS 
einen Parkschein kaufen. 
Bezahlt wird über Mobil-
telefon.

Bewährte Straßenauf-
sichtsorgane & eigene 
Software

Die ÖWD Straßenauf-
sichtsorgane haben sich 
über viele Jahrzehnte bei 
vielen Gemeinden in ganz 
Österreich bewährt. Die-
se Seriosität, Erfahrung 
und Qualifikation ist ein 
wesentlicher Faktor für 
die Akzeptanz durch die 
Bürger. Dabei können Sie 
auf eine eigene Software 
zurückgreifen, die speziell 
für Kommunen entwickelt 
wurde. Dabei wird der ge-
samte Workflow  - von der 
Anonym- bis zur Strafver-
fügung nicht manipulier-
bar erfasst und über ein 
Web-Portal an die zustän-
dige Bezirkshauptmann-
schaft weitergeleitet.

Vorteil für Gemeinden: Mehr Einnahmen, weniger Kosten

Vorteile für die Gemein-
de: 

· Jeder Bürger erhält ganz 
einfach einen Parkschein: 
Entweder per Handy oder 
per Vorverkauf von Park-
scheinen. Der ÖWD küm-
mert sich auf Wunsch um 
alles. Über die Abklärung 
mit der Bezirkshaupt-
mannschaft bis zum EDV-
System.

· Durch die digitale Zah-
lung erfolgt die Überwei-
sung in kürzest möglicher 
Zeit. Die Gemeinde hat 
die volle Kontrolle. Von 
der Anweisung der Stras-
senaufsichtsorgane bis zur 
Echzeit-Übersicht der täg-
lichen Einnahmen.

· In Summe erhält die 
Gemeinde hohe Mehr-
einnahmen: Es sind keine 
teuren Parkautomaten not-
wendig, keine aufwendige 
Administration, keine zei-
tintensiven Abklärungsge-
spräche.

Der ÖWD deckt die Parkraumbewirtschaftung für 
Kommunen qualitätssicher ab.

Fo
to

s:
 Ö

W
D



Wertpapiere und Veranlagungsmöglich-
keiten gibt es viele. Doch wie kann man 
aus dem großen Angebot das jeweils pas-
sende Produkt finden? Der Erfolg einer 
Vermögensanlage ist von der Analyse der 
ganz persönlichen Wünsche und Ziele 
abhängig – für jedes Bedürfnis, wie z. B. 
Sicherheit, bestimmte Laufzeiten etc., gibt 
es in der weiten Welt der Wertpapiere 
Lösungen. Der Depotcheck der Hypo Tirol 
Bank zeigt attraktive Möglichkeiten, wie 
ein Wertpapier-Portfolio langfristig er-
folgsversprechend gestaltet werden kann. 
 
Nachvollziehbar und verständlich
Die Veranlagungsexperten der Hypo Ti-
rol Bank nehmen dafür das bestehende 
Portfolio genau unter die Lupe – auch 

hinsichtlich Vermögenszuwachssteuer. 
Das Ergebnis ist eine übersichtliche Ein-
schätzung des Ist-Zustands. Basierend auf 
den finanziellen Zielen und Wünschen so-
wie der individuellen Risikoneigung wird 
ein Ziel-Portfolio ausgearbeitet. Natürlich 
werden auch die Chancen und Risiken 
der unterschiedlichen Veranlagungs-
möglichkeiten ausführlich besprochen. 
Ganz wichtig dabei ist: Durch eine langfri-
stige strategische Vermögensaufteilung 
verbessert sich das Rendite-Risiko-Profil. 
Und: Je länger die vorgesehene Anlage-
dauer ist, desto breiter kann auch die Ver-
mögensaufteilung erfolgen. Das Ergebnis 
sind konkrete und übersichtliche Maß-
nahmenvorschläge, damit das Portfolio 
optimal für die Zukunft ausgerichtet ist. 

Zielgerichtet anlegen 
… mit dem Depotcheck der Hypo Tirol Bank 

Rene Schneider
Anlage Center Zentrale
Tel 050700 2417
rene.schneider@hypotirol.com

„Persönliche Beratung sowie ein ausgezeichnetes 
Know-how sind genauso entscheidend für eine 
erfolgreiche Geldanlage wie die richtige und ver-
ständliche Produktauswahl.“

www.hypotirol.com
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Mit der Unterzeichnung 
des Stabilitätspakts, die im 
Rahmen der Landeshaupt-
leutekonferenz in Bad Hall 
erfolgte, nehmen die Ge-
meinden Österreichs eine 
enorme Herausforderung 
auf sich. Sie sind die ein-
zigen Gebietskörperschaf-
ten, die zukünftig in Sum-
me keine neuen Schulden 
machen dürfen. Demge-
genüber sind die Bun-
desländer und der Bund 
berechtigt bis zu einem 
Ausmaß von rund 3 Pro-
zent des Bruttoinlandspro-
dukts eine Neuverschul-
dung einzugehen. „Die 
Gemeinden leisten ihren 

Beitrag zur Budgetkon-
solidierung“, bekräftigte 
Gemeindebundpräsident 
Helmut Mödlhammer. 

Die Verpflichtung der 
Gemeinden auf ein Null-
defizit bezeichnete er als 
enormen Kraftakt, der nur 
unter zwei Voraussetzun-
gen möglich sei: Erstens 
durch die Finanzierung der 
Mehrkosten der Pflege, die 
ebenfalls bis einschließ-
lich 2014 fixiert wurde 
und ein Volumen von 658 
Millionen Euro umfasst, 

und zweitens durch die 
schriftliche Zusicherung, 
dass die Länder die Ge-
meinden künftig nicht 
mit neuen Aufgaben und 
deren Finanzierung ein-
seitig belasten dürfen - ein 
Belastungsstopp, den der 
Gemeindebund wiederholt 
eingemahnt hatte. 

Trotzdem werde es sehr 
schwer werden, dass die 
Gemeinden das Nulldefi-
zits erreichen, weil einer-
seits die Gemeinden mit 
einem großen Investitions-
stau fertig werden müssen 
und andererseits neue Auf-
gaben im Bereich der Kin-
derbetreuung anstehen. 

Gemeinden verpflichten sich 
österreichweit zu Nulldefizit

Enormer Kraftakt 
für die Kommunen
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Energiepartnerschaften
mit A++Gemeinden

Das Gemeinde-Pro-
gramm ist ein wichtiger 
Beitrag zum Tiroler Effi-
zienzprogramm zur Errei-
chung der Ziele der Tiroler 
Energiestrategie 2020. Im 
Rahmen von Energiepart-
nerschaften verpflichten 
sich die Gemeinden zu 
einem sparsamen Umgang 
mit Energie sowie zum 
maximalen Einsatz von 
erneuerbaren Energieträ-
gern. Das Programm setzt 
auf die Intensivierung von 
Effizienzmaßnahmen im 
gemeindeeigenen Bereich 
sowie auf eine intensive 
Einbindung der Bevölke-
rung. Langfristiges Ziel 
der Kooperation ist ein 
energieautarkes Tirol.

Beratungspaket für
Gemeinden

Zur Unterstützung der 
Gemeinden bietet Energie 
Tirol A++Gemeinden eine 
Reihe von Beratungs- und 
Serviceleistungen. Konkret 
werden ein Beratungspaket 
zur Erhebung des Ist-Zu-
standes der Gemeindege-
bäude, Spezialberatungen 
zum Neubau oder zur Sa-
nierung – und mit dem 
„EQ“ eine energietechni-
sche Baubegleitung ange-
boten. Dass Handlungs-
bedarf in den Gemeinden 
besteht, belegt eine Erhe-
bung von Energie Tirol 
unter 88 Gemeinden, in 
der Anzahl und Nutzung 

der Gebäude, das Gebäu-
dealter sowie der Sanie-
rungszustand erfasst wur-
den. Die Befragung zeigt, 
dass Sanierungsbedarf vor 
allem im Bereich von Kin-
dergärten und Schulen so-
wie Mehrzweckgebäuden 
besteht. So werden etwa 
35 Prozent der gemein-
deeigenen Gebäude als 
Kindergarten- und Schul-
gebäude genutzt, fast die 
Hälfte dieser Gebäude ist 
sanierungsbedürftig. Hin-
zu kommt, dass der Anteil 
an fossilen Energieträgern 

Land strebt enge Zusammenarbeit mit Gemeinden an

mit 61 Prozent der erho-
benen Gebäude besonders 
hoch ist.

Die Energie Akademie

Bereits im Herbst ver-
gangenen Jahres wurde die 
Tiroler Energie Akademie 
gegründet. Ein wichtiger 
Bereich der Akademie sind 
Aus- und Weiterbildungs-
angebote für Gemeinden. 
Auf dem Herbstprogramm 
stehen so interessante The-
men wie Green IT, Kom-
fortlüftungen aber auch 

Zu Jahresbeginn startete Energie Tirol im Auftrag des Landes und in Zusam-
menarbeit mit dem Tiroler Gemeindeverband die Effizienzinitiative „A++ – 
Wir sind Energie Gemeinde!“. Mehr als 30 Gemeinden nehmen bisher teil.
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wieder die gut besuchten 
Hauswar teschulungen 
sowie Schulungen zum 
Energie Controlling in 
Gemeinden.

Im Internet:
www.energie-gemeinde.at

Im Frühjahr fiel der 
Startschuss für eine neue 
Website, die sich als Infor-
mations- und Serviceme-
dium für alle Gemeinden 
versteht. Auf der Home-
page finden Gemeinden 
aktuelle Veranstaltungs-, 
Informations- und Bera-
tungsangebote aber auch 
Best Practice Beispiele 
aus anderen Gemeinden. 
Ein besonderes Service 
wird den A++Gemeinden 
mit dem internen Bereich 
geboten. Gemeinden, die 
sich am Programm be-
teiligen, steht hier eine 
Plattform mit einer Viel-
zahl von Infomaterialien, 
Flugblättern, Textbaustei-
nen, Fotomaterial etc. zum 
Download zur Verfügung.

Beratung für alle
Gemeindebürger

Im Rahmen der Ener-
giepartnerschaft erhalten 
die Gemeinden zudem 
Unterstützung bei der 
Öffentlichkeitsarbeit zu 
aktuellen Themen und 
beim Beratungsangebot 
für Bürger. So werden den 
Gemeinden Experten für 

eigene Beratungsangebote 
zur Verfügung gestellt bzw.   
auch Kooperationen mit 
den Energie Service Stel-
len vermittelt. 

Systematisches Handeln

 Ziel des Gemeinde-
programms ist es, die Ge-
meinden systematisch auf 
allen Handlungsebenen zu 
unterstützen und zu einer 
nachhaltigen kommunalen 
Energiepolitik hinzufüh-
ren. Im Gegenzug ver-
pflichten sich die Gemein-
den zur Ernennung eines 
Energiezuständigen, zur 
Teilnahme an bestimmten 
Weiterbildungsmaßnah-
men, zur Einführung eines 
Energie-Controllings mit 
genauen Aufzeichnungen 
sowie zur Teilnahme an 
den Informationsschwer-
punkten des Landes.

Grundlegend sind außer-
dem eine Ist-Erhebung der 
Gebäude sowie ein plane-
risches Vorgehen bei Sa-
nierungen und Neubauten. 
Das Landesprogramm ist 
auf insgesamt 50 Partner-
gemeinden beschränkt.

Energie Tirol
Sigrid Sapinsky
Tel. 0512-589913-19
E-Mail: sigrid.sapinsky@
energie-tirol.at
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Das Landeslabor besteht 
seit etwa 20 Jahren und 
wird seit seinen Anfängen  
für die Abwicklung von 
landesinternen Umwelt-
analysen eingesetzt. Inzwi-
schen hat sich das Kunden- 
und Aufgabenspektrum 
wesentlich verbreitert. So 
werden schon seit einiger 
Zeit Auftragsanalysen für 
Gemeinden, Abwasser-
verbände, Gewerbe- und 
Industriebetriebe und an-
dere Laboratorien durch-
geführt.

Das Landeslabor ist auf 
folgende Untersuchungen 
spezialisiert:

kommunale Abwas-
seruntersuchungen samt 
Begutachtung (Fremd-
überwachung)

Klärschlammuntersu-
chungen

betriebliche, indu strielle 
Abwasseruntersuchungen

Abfall- und Bodenun-
tersuchungen

Analyse von Sickerwäs-
sern

Kompost- und Wirt-
schaf tsdüngeruntersu-
chungen

Analyse von Grund,- 
Quell- und Oberflächen-
wässern

bakteriologische/hygie-
nische Fragestellungen

Schadstoffgehalte im 
Wasser

Reinstwasseruntersu-
chungen (Kesselwasser)

Staub- und Feinstaub-
untersuchungen im Zu-
sammenhang mit der 
Luftgüte-Überwachung.
Das Labor der CTUA war 
als erstes Landeslabor in 
Österreich als Prüfstelle 
für Wasser- und Kompost–
untersuchungen akkredi-
tiert. Die Zuverlässigkeit 
der Analysenergebnisse 
ist durch die laufende und 
erfolgreiche Teilnahme an 
vielen Ringversuchen do-
kumentiert. Im Sinne einer 
korrekten Kundenbezie-
hung werden alle Analy-
senergebnisse gegenüber 
Dritten streng vertraulich 
behandelt. Das Team der 

CTUA würde sich freuen, 
auch Sie zu unserem Kun-
denkreis zählen zu können. 
 
Neben der Labortätigkeit 
bearbeiten die Fachleu-
te der CTUA  als Amts-
sachverständige für die 
Landes- und mittelbare 
Bundesverwaltung che-
mische und umwelttech-
nische Fragestellungen im 
Zusammenhang mit Be-
hördenverfahren wie z.B. 
Betriebsanlagengenehmi-
gungen und -überprüfun-
gen, Sicherheitsinspekti-
onen bei Chemieanlagen, 
fachliche Fragestellungen 
des Chemikalienrechtes, 
chemisch-technische Fra-
gestellungen im Zusam-
menhang mit dem Wasser-
recht u.v.a.m.
Weiters wird für die 
Landeswarnzentrale ein 
durchgehender Bereit-
schaftsdienst zur Abwehr 
und Bewältigung von Che-
mieunfällen aufrechterhal-
ten. 

Die CTUA bietet Gemeinden 
umfangreiche Analysen an

Die chemisch-technische Umweltschutzanstalt 
(CTUA)  ist eine Einrichtung des Landes Tirol. Ur-
sprünglich war die CTUA eine Außenstelle der Abtei-
lung Umweltschutz. Heute ist sie als technische Orga-
nisationseinheit der Baudirektion unterstellt. In der 
CTUA sind Chemiker, Biologen und Laboranten be-
schäftigt. Der Tätigkeitsbereich der CTUA gliedert sich 
im wesentlichen in zwei Hauptbereiche, das Landesla-
bor und den Sachverständigenteil. 

Ein Team der chemisch-technischen Umweltschutzan-
stalt während einer Seenprobennahme.
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LAND TIROL
Chemisch-technische 
Umweltschutzanstalt
Langer Weg 27
6020 Innsbruck

Tel.  0512 508 7602
Fax: 0512 508 7605
E-Mail: ctua@tirol.gv.at

Internet: www.tirol.
gv.at/themen/umwelt/
ctua
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Jede Gemeinde will bei  
ihren Investitionen Sicher-
heit. Der Raiffeisen Zins-
cap garantiert diese – ge-
rade in Zeiten steigender 
Zinsen.

Der Vorteil einer CAP-
Vereinbarung gegenüber 
einer Fixzinsvariante be-
steht darin, dass der Kunde, 
in diesem Fall die Gemein-
de, sowohl von gleich blei-
benden als auch sinkenden 
Zinsen in vollem Umfang 
profitiert. Gleichzeitig ist 
der Kunde gegen steigende 
Zinsen abgesichert.

Man kann eine derarti-
ge Zinscap-Vereinbarung 
auch mit einer  „Versiche-
rungsprämie gegen stei-
gende Zinsen“ vergleichen. 
Die Prämie dafür ist nur 
einmalig bei Abschluss der 
Vereinbarung fällig.

Mit dem Raiffeisen Zins-
cap profitieren Gemeinden 

Mag. Heinrich
Kranebitter
Raiffeisen-Kommunal 
Betreuung Tirol

Er ist für Sie bei al-
len Anfragen bzw. für 
Terminvereinbarungen 
erreichbar unter Telefon 
0512 5305 DW 11235 
bzw. mobil unter
0664 855 26 57 bzw. 
per E-Mail unter
heinrich.kranebitter@
rlb-tirol.at

vom derzeit immer noch 
niedrigen Zinsniveau und 
sichern sich vor steigenden 
Zinsen ab. Damit wird die 
Zinsbelastung kalkulierbar.

Der Raiffeisen Zinscap 

kann losgelöst von einer 
Finanzierung abgeschlos-
sen werden und ist auch für 
Kredite bei Fremdbanken 
geeignet. Er bietet zudem 
hohe Flexibilität im Hin-
blick auf die Laufzeit.

„Gerade angesichts der 
Tatsache, dass steigende 
Zinsen nicht ausgeschlos-
sen werden können, lohnt 
sich ein persönliches Ge-
spräch mit den Kundenbe-
treuern der Tiroler Raiff-
eisenbanken“, erklärt Mag. 
Heinrich Kranebitter, 
Raiffeisen Kommunal-Be-
treuung Tirol. „Denn“, so 
Kranebitter weiter, „Kos-
tensicherheit optimiert 
bestehende Kreditverhält-

nisse der Gemeinden. Die 
Raiffeisenbank bei Ihnen 
im Ort findet für Sie die 
optimale Lösung.“

Für eine bestehende, til-

gende Finanzierung über 
500.000 Euro mit einer 
Restlaufzeit von sieben 
Jahren, deren Verzinsung 
an den Dreimonats-Euri-
bor gebunden ist, wird ein 
Raiffeisen Zinscap mit ei-
nem Strike-Price von 4 % 
vereinbart.

Der Zinssatz ist damit 
für die Dauer von sieben 
Jahren mit 4 % pro Jahr 
zuzüglich des individuell 
vereinbarten Aufschlages 
gedeckelt.

Die Prämie für diese Ab-
sicherung beträgt einmalig 
6.300 Euro für die gesamte 
Laufzeit von sieben Jahren 
(Stand: Juni 2011).

Wie sich die Gemeinden vor
steigenden Zinsen schützen

Als Partner begleiten die Tiroler Raiffeisenbanken Ge-
meinden z. B. bei infrastrukturellen  Maßnahmen. Im 
Bild v. l. der Präsident des Tiroler  Gemeindeverbandes, 
Bgm. Mag. Ernst Schöpf, der Präsident  des Österr. Ge-
meindebundes, Bgm.  Helmut Mödlhammer, Kitzbühels 
Bgm. Dr.  Klaus Winkler, Mag. Heinrich Kranebitter, 
Raiffeisen-Kommunal Betreuung Tirol, und Ortsbäue-
rinnnen beim Österreichischen Gemeindetag.

Die meisten Menschen und Institutionen sichern 
sich gegen die verschiedensten Risiken ab. So schüt-
zen sie sich vor Einflüssen von außen. Doch kann sich 
beispielsweise eine Gemeinde vor ungünstigen Zins-
entwicklungen schützen? Die Antwort lautet „Ja“ – mit 
dem Raiffeisen Zinscap.

CAP bringt
Sicherheit

CAP garantiert
Flexibilität

So günstig
ist Sicherheit
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Verordnung der Landesregierung vom 
8. März 2011, mit der die Verordnung 
über den Schutz der Bediensteten vor 
Gefährdung durch bestimmte physikali-
sche Einwirkungen am Arbeitsplatz, die 
Verordnung über den Schutz jugendlicher 
Bediensteter und die Verordnung über die 
Gesundheitsüberwachung am Arbeits-
platz geändert werden

Verordnung des Landeshauptmannes 
vom 15. März 2011, mit der die Verord-
nung über die Geschäftseinteilung des 
Amtes der Tiroler Landesregierung geän-
dert wird

Gesetz vom 9. Februar 2011, mit dem 
das Tiroler Abfallwirtschaftsgesetz geän-
dert wird

Verordnung der Landesregierung vom 
29. März 2011, mit der das Abfallwirt-
schaftskonzept geändert wird

Gesetz vom 9. Februar 2011, mit dem 
das Landesbeamtengesetz 1998 (43. Lan-
desbeamtengesetz-Novelle), das Landes-
Vertragsbedienstetengesetz (12. L-VGB-
Novelle), das Gemeindebeamtengesetz 
1970, das Gemeinde-Vertragsbedienste-
tengesetz (14. G-VBG-Novelle), das Inns-
brucker Gemeindebeamtengesetz 1970, 
das Innsbrucker Vertragsbedienstetenge-
setz (10. I-VBG-Novelle), die Landesrei-
segebührenvorschrift, das Beamten- und 
Lehrer-Kranken- und Unfallfürsorgege-
setz 1998, das Gemeindebeamten-Kran-
ken- und Unfallfürsorgegesetz 1998, das 
Tiroler Stiftungs- und Fondsgesetz 2008, 
das Tiroler Land- und forstwirtschaftliche 
Berufsausbildungsgesetz 2000, das Tiroler 

Kinderbildungs- und Kinderbetreuungs-
gesetz, das Tiroler Naturschutzgesetz 
2005, das Tiroler Landwirtschaftskam-
mer- und Landarbeiterkammergesetz, 
das Tiroler Tierzuchtgesetz 2008, das 
Tiroler Grundverkehrsgesetz 1996, das 
Tiroler Buchmacher- und Totalisateur-
gesetz, das Tiroler Schischulgesetz 1995, 
das Tiroler Bergsportführergesetz, das 
Tiroler Elektrizitätsgesetz 2003, das Ti-
roler Wohnbauförderungsgesetz 1991, 
die Landarbeitsordnung 2000, das Tiroler 
Heimgesetz 2005, das Tiroler Grundver-
sorgungsgesetz, das Tiroler Pflegegeldge-
setz und das Tiroler Rehabilitationsgesetz 
geändert werden (Tiroler EPG-Anpas-
sungsgesetz)

Gesetz vom 9. Februar 2011, mit dem 
das Tiroler Veranstaltungsgesetz 2003 ge-
ändert wird

Gesetz vom 16. März 2011, mit dem das 
Tiroler Krankenanstaltengesetz geändert 
wird

Gesetz vom 16. März 2011, mit dem das 
Landes-Vertragsbedienstetengesetz geän-
dert wird (13. L-VBG-Novelle)

Verordnung des Landeshauptmannes 
vom 12. April 2011 über die Bildung von 
Waldbetreuungsgebieten

Gesetz vom 16. März 2011, mit dem das 
Tiroler Pflegegeldgesetz geändert wird

Gesetz vom 16. März 2011, mit dem das 
Gemeindesanitätsdienstgesetz geändert 
wird

Tiroler Landesgesetze und Verordnungen

BÜROUMBAU BEIM TIROLER GEMEINDEVERBAND
Im Juli und August stehen in unseren Räumlichkeiten 
in der Adamgasse große Umbaumaßnahmen an. Aus 
diesem Grund wird es nur einen eingeschränkten Par-
teienverkehr geben. Die genauen Zeiten sind in Kür-
ze unter www.gemeindeverband.tirol.gv.at unserer 
Homepage zu entnehmen. Wir Danke für Ihr Verständnis.
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„Schönes Spiel.“
Ihr Anwalt sorgt inzwischen für Ihr Recht. 

Bei ARAG, Europas großem Rechtsschutz-Spezialisten, versteht sich vieles von selbst. Zum Beispiel die
 Empfehlung eines  spezialisierten Anwalts in Ihrer Nähe, die Übernahme der Anwaltskosten, eine schnelle,
persönliche Beratung durch einen  Anwalt, die Bereitstellung von deutschsprachigen Anwälten europaweit
und einiges mehr. Damit Sie zu Ihrem Recht kommen.  Näheres bei Ihrem Berater oder unter www.ARAG.at.

RZ_ARAG_Golf_AAA_150x115mm_SP_ARAG  02.02.2011  10:22  Seite 1

Personalia
Bgm. Andreas Mayr, Walchsee 55
Alt-Bgm. Hermann Jäger, Spiss 80
Bgm. Werner Kurz, Ischgl 50
Alt-Bgm. Georg Schwaighofer, Niederndorferberg 75
Bgm. Anton Steiner, Prägraten a. G. 50
Alt-Bgm. Johann Haun, Hart i. Z. 75
Alt.-Bgm. Florian Neururer, St. Leonhard i. P. 75
Alt-Bgm. Johann Scheffauer, Kaltenbach 85
Alt-Bgm. Ing. Matthias Hauser, Fügenberg 75
Alt-Bgm. Manfred Krismer, Imst 70

059 060 700✆
MR-Service Tirol reg.Gen.m.b.H. 
www.maschinenring.at 

Wir pflegen 
Ihren Rasen

Gartenservice von Profis
3 Rasenmähen, Vertikutieren und Nachsaat 
3 Bepflanzungen und Gartengestaltung
3 Hecken- und Strauchschnitt
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Angesichts der ange-
spannten Finanzlage vieler 
Gemeinden und der aktuell 
diskutierten zunehmenden 
Belastung durch die Pflege 
und Betreuung alter Men-
schen mutet diese Frage 
fast provokativ an. Oft 
wird argumentiert, dass 
Gesundheit eine Privat-
sache ist und daher in die 
Eigenverantwortung eines 
jeden fällt und Gemeinden 
primär andere Aufgaben 
zu erfüllen hätten. Aus ei-
ner gesellschaftlichen und 
langfristigen Perspektive 
kann bzw. muss die Fra-
ge jedoch anders beurteilt 
werden. Die Menschen in 
Österreich werden immer 
älter. Mit zunehmendem 
Alter steigt die Nachfrage 
nach Gesundheits- sowie 
nach Pflege- und Betreu-
ungsleistungen an. Damit 
werden auch die Kosten in 
diesen Bereichen steigen 
und folglich die Sozialver-
sicherungen, den Bund, die 
Länder und schlussendlich 
auch die Gemeinden stär-
ker belasten. Dieser Ent-
wicklung entgegenzuwir-
ken muss im Interesse der 
Gemeinden liegen. 

Die Förderung der Ge-
sundheit von Mitarbeitern 
sowie Bewohnern einer 
Gemeinde wird somit zu 
einer langfristigen ge-
sellschaftlichen Aufgabe. 
Maßgeblich dafür ver-
antwortlich ist ein neues 
Denken und Verständnis 
von „Gesundheit“. Zum 
Einen ist Gesundheit nicht 
mehr nur das „Fehlen von 
Krankheit“, sondern be-
deutet auch Wohlbefinden 

(WHO: soziales, psychi-
sches und körperliches 
Wohlbefinden), zum An-
deren ist Gesundheit nicht 
ein Gut, das gegeben ist 
oder konsumiert werden 
kann. Gesundheit entsteht 
vielmehr aufgrund indivi-
dueller und gesellschaft-
licher Gesundheitsres-
sourcen, die aktiv eruiert, 
gefördert und genutzt wer-
den müssen.

Dieses Umdenken be-
gann in den 1960er-Jah-
ren, konkretisierte sich in 
den 1990er-Jahren (Prä-
vention und Gesundheits-
förderung) und führte in 
den letzten Jahren auch zu 
politischen Konzepten wie 
Gesundheitsverträglich-
keitsprüfungen (Health 
Impact Assessment) und 
„Gesundheit in allen Po-
litikbereichen (Health in 
all Policies). Unbestritten 
ist heute die Erkenntnis, 
dass „Gesundheit“ durch 
die Umgebung beinfluss-
bar ist. „Umgebung“ wird 
nicht ausschließlich über 
geographische Räume wie 
Wohnungs- und Gemein-
degestaltung oder Land-
schaft definiert. Darunter 
versteht man auch soziale 
Netze und Organisationen. 
Gesundheit und Krankheit 
werden durch Belastun-
gen am Arbeitsplatz, der 
Wohn- und Verkehrssitu-
ation, die (fehlenden) sozi-
alen Kontakte und Netze, 
den Zugang zu Natur usw. 
beeinflusst, d.h. von Di-
mensionen, die über den 
bisher von der Medizin 
und Arbeitsmedizin einge-
forderten bzw. kontrollier-

ten Bereich hinausgehen.
Gesundheitsförderung 

fokussiert nicht mehr nur 
auf „Krankmacher“, ge-
sucht werden vielmehr 
„Gesundheit erhaltende 
Ressourcen“. Diese Res-
sourcen finden sich auf in-
dividueller Ebene z.B. der 
Bewohner einer Gemein-
de. Sie finden sich aber 
auch in Organisationen wie 
Unternehmen, Schulen, 
Sozialeinrichtungen oder 
Gemeinden. Erfolgreiche 
Projekte gehen dabei weit 
über reine Verhaltensände-
rungen (Ernährung, Bewe-
gung, Stressmanagement 
usw.) bei Mitarbeitern 
und Bewohnern hinaus. 
Sie setzen vielmehr an den 
Strukturen an (Verhältnis-
änderung). 

In Gemeinden fallen 
zwei Settings für Ge-
sundheitsförderung und 
Gesundheitsmanagement 
zusammen. Einerseits ist 
die Gemeinde Arbeitgeber 
und kann unter Nutzung 
der Konzepte des betrieb-
lichen Gesundheitsma-
nagements Zufrieden-
heit, Lebensqualität und 
Gesundheit der eigenen 
Mitarbeiter fördern. An-
dererseits bestehen bereits 
vielfältige und erfolgreiche 
Erfahrungen mit kommu-
naler Gesundheitsförde-
rung für die Bewohner.

Der Gemeindeverband, 
die TGKK und das IMÖG 
(Institut für Management 
und Ökonomie im Ge-
sundheitswesen) an der 
UMIT, Hall, laden Mitte 
September zu einer Infor-
mationstagung ein.

Ist die Gemeinde auch für
die Gesundheit zuständig?

Mag.a Magdalena 
Güntert-Schlegel
Bereichsleiterin
IMÖG/UMIT
Tel. +43/(0)50-8648-
3876
E-Mail: Magdalena.
Guentert-Schlegel@
umit.at
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Licht im öffentlichen Raum
Am 11. Mai 2011 lud die 

Innsbrucker Kommunal-
betriebe AG (IKB) in den 
Congresspark Igls zum Se-
minar „Kommunale Stra-
ßenbeleuchtung“. Das Se-
minar wurde von der IKB 
gemeinsam mit der Licht-
technischen Gesellschaft 
Österreichs (LTG) orga-
nisiert. Über 50 Gemein-
devertreter aus ganz Tirol 
hatten Gelegenheit, sich 
umfassend über die Anfor-
derungen einer modernen 
Straßenbeleuchtung und 
den neuesten Stand der 
Technik zu informieren.
q Die vielen Aspekte ei-

ner energieeffizienten Be-
leuchtung

Die vortragenden Ex-
pertinnen und Experten 
zeigten das breite Spekt-
rum des Themas auf. Von 
den Aufgaben des Lichts 
im öffentlichen Raum über 
gesetzliche Anforderun-
gen bis hin zur modernen 
Ortsbildgestaltung und 
Umweltschutz konnten die 
Gemeindevertreter Nützli-
ches erfahren. Ein Schwer-
punkt war die EU-Verord-
nung, die ab 2015 das Aus 
von veralteten und um-
weltschädlichen Leucht-
mitteln und den Einsatz 
von energieeffizienten und 
umweltgerechten Beleuch-
tungssystemen fordert.

q IKB-Dienstleistungen: 
S traßenbeleuchtungs-
Check und Licht-Con-
tracting 

So müssen sich alle Ti-
roler Gemeinden verstärkt 
mit ihrer Straßenbeleuch-
tung auseinandersetzen. 
Die IKB ist das kommu-

nale Versorgungsunterneh-
men der Landeshauptstadt 
Innsbruck und bietet ihr 
Know-how allen Tiroler 
Gemeinden an. Nach ei-
nem Straßenbeleuchtungs-
Check, bei dem die Ist-
Situation analysiert wird, 
plant die IKB für Gemein-
den wie z.B. Patsch und 
Gnadenwald die Errich-
tungs-, Sanierungs- und 
Optimierungsmaßnahmen 
der Beleuchtungsanlage. 
Für eine Monatspauschale 
übernimmt die IKB u.a. für 
Kundl und Brixlegg beim 
Licht-Contracting War-
tung und Instandhaltung 
und bietet so ein Rund-
um-Service.

Mit einem maßgeschnei-
derten Angebot können 
die Kommunen viel Geld 
und Energie sparen. Georg 
Dollinger, IKB-Manage-
ment: „Durch Inanspruch-
nahme der Licht-Services 
als ‚All-Inclusive‘-Paket 
der IKB können die Tiroler 
Gemeinden zwischen 30 

„Kommunale Straßenbeleuchtung“ als Seminarthema der IKB

und 50 Prozent an Ener-
gie und Kosten einsparen. 
Auch die IKB-Förderbera-
tung ist für die Gemeinden 
kostenlos.“

q  Gemeinsam Gemein-
deprojekte umsetzen

Eine nicht effizient ein-
gesetzte Beleuchtung ver-
ursacht Kosten und scha-
det noch dazu Klima und 
Umwelt. Bürgermeister 
Landtagsabgeordneter  
Klaus Gasteiger von Kal-
tenbach ist froh, dass sich 
seine Gemeinde schon 
frühzeitig mit dem The-
ma beschäftigt hat. „In der 
IKB haben wir einen kom-
petenten Partner gefunden. 
Die Erfahrungen, welche 
die IKB in Innsbruck sam-
melt, werden in den Tiro-
ler Gemeinden umgesetzt. 
Die Zusammenarbeit un-
seres Bauhofleiters mit den 
zertifizierten IKB-Licht-
technikern ist vorbildlich. 
Auch bleiben so Tiroler 
Steuergelder in Tirol.“ 

Kaltenbach war 2008 die erste Tiroler Gemeinde, die 
gemeinsam mit den IKB-Lichtprofis zukunftsweisen-
de Technologien und Lösungen umsetzte. Demnächst 
folgen St. Johann, Fendels und Völs.
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Innsbrucker
Kommunalbetriebe AG 
(IKB)
Georg Dollinger MBA
georg.dollinger@ikb.at
Tel. 0676-83686-5326
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Herr Fritsch, sie sind Ob-
mann der Fachgruppe Was-
serbau und Umwelttechnik. 
Warum sehen Sie die Was-
serversorgung in Tirol in 
Gefahr?

Erich Fritsch: Von Ge-
fahr möchte ich jetzt noch 
nicht sprechen. Aber Tat-
sache ist, dass viele Anla-
gen zur Trinkwasserversor-
gung sanierungsbedürftig 
sind. Es gibt Systeme, die 
rund 100 Jahre alt sind, 
Behälter, Rohrleitungen, 
die 50 bis 70 Jahre auf dem 
Buckel haben. Sie gehören 
dringend saniert. Doch 
leider fehlen insbesondere 
Klein- und Kleinstgemein-
den die Mittel die überal-
teten Anlagen zu erneuern. 
Das wird zum Problem.

Warum trifft das vor al-
lem kleine Gemeinden?

Fritsch: Obwohl das 
Wasser Lebensmittel Nr. 1 
ist, ist es extrem billig. Das 
heißt, in Orten mit gerin-
ger Einwohnerzahl gehen 
Einnahmen und Ausgaben 
extrem auseinander. Wäh-
rend die Versorgungsunter-
nehmen in größeren Orten 
regelmäßige Erneuerungen 
durchführen konnten und 
auch durchführen, hat man 
das in kleinen Gemeinden 
daher auf die lange Bank 
geschoben.

Wie schaut es mit Förde-
rungen von Seiten des Lan-
des Tirol aus?

Fritsch: Leider ist es so, 
dass das Land Tirol keine 
Förderungen für die Sa-

nierung der Trinkwasser-
anlagen bereitstellt. Die 
Gemeinden müssen also 
für 85 Prozent der Kos-
ten selbst aufkommen, 15 
Prozent bekommen sie 
vom Bund. In den anderen 
Bundesländern gibt es al-
lerdings sehr wohl Förde-
rungen. Als vorbildlich gilt 
Vorarlberg. Dort erhalten 
Gemeinden von Seiten des 
Landes zwischen 27 und 
32 Prozent Unterstützung 
zusätzlich zur Bundes-
förderung. Das heißt, sie 
müssen im besten Fall nur 
für die Hälfte der Sanie-
rungskosten aufkommen. 
Das macht einen enor-
men Unterschied. Es wäre 
daher wichtig, hier beim 
Land ein Umdenken zu 
erwirken.

Nun heißt es aber auch auf 
Landesseite sparen . . .

Fritsch: Natürlich. Aber 
ich denke, die Sicherstel-
lung einer hochwertigen 

Trinkwasserversorgung 
ist im absoluten Interes-
se aller Tirolerinnen und 
Tiroler. Wichtig wäre al-
lerdings, ein Bewusstsein 
für den Wert des Wassers 
zu schaffen. Es ist in Tirol 
viel die Rede vom Wert der 
Wasserkraft, von sauberer 
Energie, aber interessan-
terweise redet niemand 
darüber, dass das Wasser 
das wichtigste Lebens-
mittel ist. Wir nehmen 

es als selbstverständlich, 
dass Trinkwasser in aus-
reichendem Maß und von 
höchster Qualität stets zur 
Verfügung steht. Damit 
das aber so bleibt, müssen 
dringend Investitionen ge-
tätigt werden.

Das Gespräch mit Erich 
Fritsch führte Susanne 

Gurschler.

Ist das Lebensmittel Nummer 
eins inzwischen in Gefahr?

Erich Fritsch, Ingenieurkonsulent für Bauingenieur-
wesen, ist stellvertretender Sektionsvorsitzender und 
Obmann der FG Wasserbau und Umwelttechnik der 
Kammer der Architekten und Ingenieurkonsulenten 
für Tirol und Vorarlberg.
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Kleingemeinden 
sind betroffen

Investitionen sind 
dringend nötig

„Viele Anlagen zur Trink-
wasserversorgung sind sanie-
rungsbedürftig. Es gibt Sys-
teme, die 100 Jahre alt sind, 
Behälter, Rohrleitungen, die 
50 bis 70 Jahre auf dem Bu-
ckel haben.“
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Das Kuratorium für 
Verkehrssicherheit (KFV) 
überprüfte Verkehrszei-
chen in der Gemeinde 
Waidring: Ein Drittel der 
Schilder sind nicht not-
wendig und können ent-
fernt werden.

Die Gemeinde Waidring 
hat das Tiroler KFV be-
auftragt, auf den Straßen 
des Gemeindegebietes die 
vorhandenen Verkehrszei-
chen zu untersuchen. Hin-
tergrund ist die gesetzliche 
Lage, die die zuständigen 
Behörden verpflichtet, alle 
zwei Jahre die „angebrach-
ten Einrichtungen zur Re-
gelung und Sicherung des 
Verkehrs“ daraufhin zu 
überprüfen, ob diese noch 
erforderlich sind. Nicht 
mehr notwendige Einrich-
tungen sind zu entfernen.

„Überprüft wurden alle 
150 Verkehrszeichen der 
Gemeinde einschließlich 
der Zusatztafeln“, so Nor-
bert Blaha, Leiter des KfV 
in Tirol. Jede Tafel wur-
de vor Ort begutachtet, 
katalogisiert und auf die 
erforderliche Verordnung 
geprüft. Die Begutachtung 
ergab, dass 50 Schilder 
entfernt werden können. 
Neben der finanziellen Er-
sparnis durch weniger Ta-
feln bringen nur notwen-
dige Verkehrszeichen auch 
ein Mehr an Sicherheit für 
Verkehrsteilnehmer, weil 
sich diese auf die wesentli-
chen Verkehrszeichen kon-
zentrieren können.

Neben der Reduktion 
der Schilder wurden auch 
verschiedene Mängel fest-
gestellt: Manche Tafeln 
waren veraltet und somit 
nicht mehr gültig. Eini-
ge Schilder waren falsch 
aufgestellt (falsche Stra-
ßenseite, Abstand vor 
Kreuzungen zu groß), bei 
manchen fehlte die erfor-
derliche behördliche Ver-
ordnung.

Aus technischen und 
rechtlichen Mängeln bei 
Verkehrszeichen entsteht 
eine Rechtsunsicherheit 
für die Gemeinde als Stra-
ßenerhalter. Fahrzeug-
lenker können u. a. wegen 

Kundmachungs-mängeln 
gegen Strafen erfolgreich 
Einspruch erheben. Da-
mit trägt die Überprüfung 
der Verkehrszeichen zur 
rechtlichen Sicherheit und 
zur Hebung der Verkehrs-
sicherheit in der Gemein-
de bei. Zusätzlich kön-
nen durch die Reduktion 
und die Katalogisierung 
Einsparungen in der Er-
haltung lukriert werden, 
die den Aufwand für die 
„Durchforstung des Schil-
derwaldes“ wieder herein-
spielen. 50 Verkehrszei-
chen weniger bringen der 
Gemeinde bei einer durch-
schnittlichen Lebensdauer 
von 10 Jahren für ein Ver-
kehrszeichen mindestens 
eine Ersparnis von zumin-
dest 10.000 Euro.

Weniger Schilder und Kosten, 
dafür mehr Verkehrssicherheit

Verpflichtende
Überprüfung

Mehr Sicherheit
im Verkehr

KFV-Tirol-Leiter Norbert Blaha (links) mit dem Waid-
ringer Bürgermeister Georg Hochfilzer.
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Kuratorium für
Verkehrssicherheit
Ing. Mag. Norbert Blaha
Südtirolerplatz 4
6020 Innsbruck
Tel. 0577077-2710
E-Mail: norbert.blaha@
kfv.at



 „Bürgermeldungen“ er-
gänzt bzw. unterstützt die 
Mitarbeiter in der Bür-
gerservicestelle. Anliegen 
werden automatisch doku-
mentiert und gleichzeitig 
wird der Erledigungssta-
tus im Internet publiziert. 
Die Einmeldungen kön-
nen über die Gemeinde-
Homepage per Internet 
oder mittels App über das 
Handy erfolgen (sowohl 
über iPhone als auch über 
Android-Handys).

Wie funktioniert
„Bürgermeldungen“?
Bürger registrierter Ge-
meinden stellen Schäden 
oder Auffälligkeiten in 
ihrem Wohnort fest. Sie 
möchten die Verantwort-
lichen in der Gemeinde 
davon in Kenntnis setzen 
und verfassen mit dem 

Handy oder über den PC 
eine neue Bürgermeldung. 
Auf Wunsch wird der ak-
tuelle Standort über GPS 
lokalisiert und es können 
auch Bilder mit übertra-
gen werden. Eine kurze 
Beschreibung wird einge-
geben und einer Kategorie 
zugeordnet, damit sie au-
tomatisch an die Zustän-
digen in der Gemeinde 
(Bauhof, Polizei, Gemein-
deamt, etc.) weitergeleitet 
wird. „Bürgermeldungen“ 
kann aber auch generell als 
Kommunikationsinstru-
ment zwischen dem Bür-
ger und der Stadtverwal-
tung eingesetzt werden.

Transparente und offene 
Dialogfunktion
Die Empfänger sowie 
alle registrierten Benutzer 
können die Bürgermel-

dung kommentieren. So 
entsteht ein echter Dialog 
zwischen Bürgern und Ver-
waltung, der transparent 
und für alle Bürger einseh-
bar ist. Über Meldungen 
bzw. Informationen, die 
von den Verantwortlichen 
eingegeben werden kön-
nen, ist der aktuelle Status 
jederzeit für alle nachvoll-
ziehbar.

Ab sofort einsetzbar 
Die Anwendung „Bür-

germeldungen“ ist ab so-
fort für alle Gemeinden 
in Tirol, Salzburg und 
Südtirol einsetzbar und 
kann von Teilnehmern des 
E-Government-Projektes 
Tirol 2.0 kostenlos in An-
spruch genommen werden. 

Für alle anderen Ge-
meinden fallen als Basis-
betrag pro Jahr 50 Euro 
an, zusätzlich 0,07 Euro 
pro Einwohner und Jahr. 
Eine 3.000 Einwohner-
Gemeinde bezahlt somit 
pro Jahr nur 260 Euro. Für 
die praktische Anwendung 
ist eine Halbtagesschulung 
empfehlenswert.

Direkte und schnelle
Bürgerkommunikation
Kufgem bietet mit „Bürgermeldungen“ 
einen neuen, innovativen Online-Dienst an

Kufgem-EDV
Gesellschaft m.b.H.
Fischergries 2
6330 Kufstein
Tel. 05372 6902
Fax 05372 6902 677
info@kufgem.at
www.kufgem.at

Ob Schlaglöcher, behindertenfeindliche Gehsteig-
kanten, Schäden an öffentlichen Einrichtungen oder 
sonstige Anliegen, Wünsche, Kritik oder Lob. Alles was 
ärgert, kaputt oder mangelhaft ist, überhaupt fehlt oder 
auch positiv empfunden wird, kann mit „Bürgermeldun-
gen“ schnell und einfach an die zuständigen Stellen der 
Gemeindeverwaltung übermittelt werden.

Einführungsaktion: Die 
Erstinstallation und Imple-
mentierung von „Bürgermel-
dungen“ ist bei Bestellung bis 
31. Juli 2011 kostenlos. 


